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1. Einführung 
Die „Humanisierung der Arbeit" steht 
nach wie vor im Mittelpunkt umfassender 
Diskussionen. Verbesserte Qualität des 
Lebens am Arbeitsplatz als Zielsetzung 
versucht man unter anderem zu erreichen 
über 
• Ausbau des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes, 
• Abbau psychischer und physischer Bela-
stungen, 
* Reform der Arbeitsorganisation (Mit-
wirkung/Mitbestimmung, Selbstverwirkli-
chung in der Arbeit). 
Diese Zielsetzung kann nur unter Beach-
tung ökonomischer Maßstäbe durchge-
setzt werden. Unbestreitbar ist jedoch, 
daß Schutz und Erhaltung der menschli-
chen Arbeitskraft sowie die volle Entfal-
tung der Persönlichkeit in der Arbeit lang-
fristig gesehen die beste Garantie für 
einen dauerhaften (gesamtwirtschaftli-
chen Erfolg darstellen. 
Wie aber ist die Humanisierung der Ar-
beitswelt in der Praxis zu verwirklichen? 
Ihre Durchsetzung läßt sich langfristig nur 
dann absichern, wenn bereits in der Phase 
der Produkt- und Fertigungsvorbereitung 
die arbeitswissenschaftlichen Erkenntnis-
se zur menschengerechten Gestaltung der 
Arbeit (§§ 90; 91 BetrVG) berücksichtigt 
werden. Aus dem weiten Anwendungsfeld 
arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse 
bietet sich daher die Investitionsplanung 
an, da sie mit ausschlaggebend ist für die 
zukünftige Qualität der Arbeits- und Le-
bensbedingungen. 
So soll untersucht werden, ob und wie ar-
beitswissenschaftliche Erkenntnisse in die 
Investitionsplanung einzubringen sind, wo 
der Betrachtungsschwerpunkt hauptsäch-
lich auf der praxisnahen Planungs- und 
Durchführungsebene, bezogen auf ein 
mittleres Unternehmen, liegt. 
In diesem Zusammenhang sei auf einen 
Forschungsansatz hingewiesen, der inner-
halb der Betriebswirtschaftslehre ganz 
ähnliche Ansprüche in bezug auf Arbeits-
sicherheit, optimale Gestaltung des Ar-
beitsplatzes, Sicherung und Steigerung 
der Einkommen und anderes stellt, wie 
sie aus arbeitswissenschaftlicher Sicht ge-
fordert werden. Unter dem Oberbegriff 
Arbeitsorientierte Einzeltwirtschaftslehre 
(AOEWL) wird der Versuch unternom-
men, die Betriebswortschaftslehre aus 
ihrer Umklammerung durch ausschließ-
lich oder zumindest vorrangig kapital-
orientierte Interessen zu lösen und die 
Humanisierung der Gesellschaft zu för-
dern. 1 
2. Investitionsplanung 
und Durchführung (Istzustand) 
Abhängig von Firmenstruktur und -große 
sind sehr unterschiedliche Investitionsver-
fahren möglich, ähnlich den vielschichti-
gen Formen der Arbeitsorganisation in 
den Betrieben. 
In Bild 1 wird in einem Investitionspla-
nungsschema gezeigt, wie es üblicherweise 
in einem Unternehmen von einer bestimm-
ten Investitionssumme an abläuft bezie-
hungsweise ablaufen könnte. 
Betriebswirtschaftliche Grundbegriffe 
werden hierbei als hinreichend bekannt 
vorausgesetzt. Weitergehende Information 
siehe im Literaturverzeichnis unter (7 ,9 , 
12, 20). 
Einfluß auf den Investitionsplanungsum-
fang hat neben der eingesetzten Kapital-
höhe die Betriebsgröße. Kleinbetriebe mit 
geringem Kapitaleinsatz benötigen keine 
besonderen Stabsstellen beziehungsweise 
können sich kostenmäßig nicht erlauben, 
hohen administrativen Aufwand zu trei-
ben, obwohl auch hier die technische 
Entwicklung ein systematisches Vorgehen 
und die Anwendung moderner Investi-
tionsverfahren erforderte. Daß gerade in 
Mittelbetrieben noch viel zu wenig orga-
nisierte Investitionsplanung betrieben 
wird, hängt neben dem erforderlichen 
Aufwand auch von den Schwierigkeiten 
einer aussagefähigen Datenbeschaffung 
ab. 
In der Regel wird erst von einer bestimm-
ten Kapitalhöhe an die Wirtschaftlichkeit 
von Investitionen rechnerisch nachgewie-
sen, wobei es sich meistens um Ersatz-
oder Rationalisierungsinvestitionen han-
delt. In Großunternehmen werden häufig 
den Werks- oder Hauptabteilungsleitern 
eigene Budgets für kleine Investitionen 
zur Verfügung gestellt, aus denen sie ohne 
besondere Genehmigung kleinere Invest-
summen abrufen können. Damit wird 
eine aufwendige Investitionsrechnung für 
unbedeutende Kapitalanlagen verhindert. 
Bei Überschreitung bestimmter Höchst-
beträge muß die Investition einem be-
stimmten Prüfungsverfahren unterzogen 
werden. 
Ausgelöst wird die Investitionsplanung 
durch den Investitionsbedarf (siehe Stufe 
1 in Bild 1; auch die folgenden Bezeich-
nungen „Stufe ..." beziehen sich darauf). 
Während die Anregung für größere Ob-
jekte im Rahmen der Unternehmenspoli-
tik von der Unternehmensführung aus-
geht, werden häufig auch zu einem be-
stimmten Termin von der Geschäftslei-
tung Investitionsvorschläge von den Pla-
nungsabteilungen eingeholt, die als 
Grundlage für die dann einsetzenden In-
vestitionsüberlegungen dienen. Die un-
mittelbar von den Investitionen Betroffe-
nen sind relativ selten an diesem Prozeß 
beteiligt. 
In Großbetrieben führen Abteilungen 
oder Stabsstellen im Auftrag der Ge-
schäftsleitung die Investitionsuntersu-
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Bild 1: Investitionsplanungsablauf 
(Ist-Zustand) in 8 Stufen 
Projektdurchführung 
und Kontrolle 
chungen durch. Bei der Voruntersuchung 
(Stufe 2) wird der zu erwartende Investi-
tionsbedarf nach Ermittlung der in Be-
tracht kommenden Anlage geschätzt 
(18, S. 107). 
Die wirtschaftliche Voruntersuchung gibt 
Auskunft über die ökonomische Zweck-
mäßigkeit der Investition, häufig ergänzt 
durch eine Risikobeurteilung. Die techni-
sche Voruntersuchung erstreckt sich auf 
die Beurteilung der technischen Durch-
führbarkeit und Anwendbarkeit alternati-
ver Anlagen durch einen Verfahrensver-
gleich sowie die Auswahl eines Verfahrens 
unter Berücksichtigung der Installations-
und Folgekosten. 
Eine arbeitswissenschaftliche Voruntersu-
chung ist in den meisten Fällen nicht vor-
gesehen. Aufgrund der in der Voruntersu-
chung gesammelten Ergebnisse wird bei 
der Vorprüfung (Stufe 3) über die Zweck-
mäßigkeit der Investitionen entschieden. 
Falls die Vorentscheidung der Unterneh-
mensführung positiv ausfällt, wird das 
Projekt in den langfristigen Investitions-
rahmenplan aufgenommen (Stufe 4). 
In der nun folgenden Hauptuntersuchung 
(Stufe 5) wird, nachdem die technische 
und wirtschaftliche Zweckmäßigkeit fest-
steht, nach investitionspolitischen Ge-
sichtspunkten die bestgeeignete (meist 
kostengünstigste) Lösung angestrebt. Die 
Ergebnisse der Hauptuntersuchung wer-
den im Investitionsantrag an die Ge-
schäftsführung dargestellt. Zusammenge-
faßt ergibt der Investitionsantrag eine 
Entscheidungsunterlage, die Auskunft 
über Art, Umfang, Auswahl, Einwirkung 
und Ausführung der Investition erteilt. 
Die begleitende Finanzplanung zeigt der 
Geschäftsführung unter Einbezug der Li-
quiditätssituation in Gegenwart und Zu-
kunft, welche wirtschaftlichen Vorhaben 
vom Kapital her verwirklicht werden kön-
nen beziehungsweise wo eine Kapitalbe-
schaffung erforderlich ist (9, S. 48). Die 
Richtschnur für die Beurteilung alternati-
ver Kapitalverwendung und die Ableitung 
der Investitionsentscheidung steht mit 
dem Betriebsziel beziehungsweise den Be-
triebszielen in Einklang. 
Bei kleineren und mittleren Unternehmen 
ist, wie bereits ausgeführt, der Detaillie-
rungsgrad zwischen Vor- und Hauptunter-
suchung nicht so stark ausgeprägt. Die 
Untersuchung findet in der Regel bereits 
am konkreten Objekt statt, bei positivem 
Ergebnis läßt sich die Planung kurzfristig 
in die Tat umsetzen. 
In der abschließenden Prüfung erfolgt 
eine Bewertung fast ausschließlich nach 
den errechneten Rentabilitätsbeiträgen 
unter Ausrichtung auf die finanzielle Re-
alisierbarkeit des Projektes und die Li-
quiditätssituation des Unternehmens (Fi-
nanzplan) (Stufe 6). 
Auch hier findet eine arbeitswissenschaft-
liche Beurteilung beziehungsweise Bewer-
tung der Investitionen in der Regel nicht 
statt (vergleiche Metzger/Dittmayer/Schä-
fer (10), Rühl (15), Steude (15)). 
Aus der Sicht des Beitrages ist dieser 
Punkt von ausschlaggebender Bedeutung, 
weil sich hier entscheidet, ob und wie 
Zielsetzungen einer Humanisierung der 
Arbeitswelt in die Investitionsplanung 
eingeben. Das bewilligte Projekt wird an-
schließend in das Investitionsprogramm 
(Stufe 7) aufgenommen. Dieses enthält 
die bewilligten Projekte, zum Beispiel ge-
ordnet nach Dringlichkeitsstufe, Investi-
tionsart, Realisierungszeitpunkt und Mit-
telanfall. Nun kann die Feinstufe der Pla-
nung beginnen, ebenfalls wieder über die 
besonders beauftragten Stabsstellen oder 
die zuständigen Planungsgruppen; bei grö-
ßeren Objekten hat sich die Projektorga-
nisation durchgesetzt. Für jedes Projekt 
wird aus verschiedenen Abteilungen eines 
Unternehmens ein Projektmanagement 
gebildet, das nach Beendigung des Projek-
tes wieder aufgelöst wird (Stufe 8). Ver-
antwortlich für die Feinplanung, Entwick-
lung, Produktion und Kontrolle des Pro-
jektfortschrittes ist ein Projektleiter (11). 
Die bei der beginnenden Realisierung des 
Projektes sofort eingesetzte Kontrolle hat 
die Aufgabe, eventuelle Mängel aufzu-
decken und die erreichten Resultate zu 
überprüfen, um Rückschlüsse auf den wei-
teren Projektverlauf zu bekommen. 
Außerdem können Lehren für spätere 
Entscheidungen gezogen werden (3, S. 
1035). 
3. Gesetzliche Bestimmungen 
Die Ist-Analyse hat gezeigt, daß bei den 
bisherigen Investitionsuntersuchungen die 
technische Gestaltung der Anlagen bezie-
hungsweise Maschinen und die wirtschaft-
lichen Voraussetzungen in erster Linie für 
die Investitionsentscheidung von Bedeu-
tung sind, was nicht heißen soll, daß ar-
beitswissenschaftliche Überlegungen bei 
der technischen Verfahrenswahl gänzlich 
ausgeschaltet wären. Als dritte gleichwer-
tige Komponente neben Technik und 
Wirtschaftlichkeit beziehungsweise Ar-
beitsmitteln und Kosten fehlt jedoch häu-
fig der auf den Menschen bezogene ar-
beitswissenschaftliche Aspekt. Als Ausnah-
me herauszuheben ist u.a. die Vorgehens-
weise in den ehemaligen Salzgitter-Hüt-
tenwerken: Dort wurde, insbesondere un-
ter dem Einfluß des damaligen Arbeits-
direktors Adolf Jungblut, schon Anfang 
der 50er Jahre ein arbeitskundliches 
Team gebildet, das alle Planungen zur Er-
weiterung, Ergänzung oder Neuplanung 
von Anlagen hinsichtlich gesundheits-
schädigender und leistungshemmender 
Auswirkungen untersuchte. Arbeitsinge-
nieure, Arbeitsmediziner, Werkspsycholo-
gen, Sicherheitsingenieure, Soziologen 
und weitere Fachleute verschiedener Be-
reiche planten oberhalb einer Grenzsum-
me jede Investition nach arbeitswissen-
schaftlichen Gesichtspunkten.2 
Nach fast 20jährigem Einsatz steht fest, 
daß neben human-sozialen Erfolgen unter 
anderem die Arbeitsproduktivität erhöht, 
die Anlaufschwierigkeiten beim Einsatz 
neuer Anlagen gemindert und die Aus-
schußquoten gesenkt werden konnten. 3 
Der Einwand, daß, wenn bestimmte Maß-
stäbe einer menschengerechten Planung 
als selbständige Einheit in die Untersu-
chung einfließen, dann auch Umwelt-
schutz, Arbeitssicherheit, Qualitäts- und 
Personalplanung und vieles andere mehr 
separat zu berücksichtigen wären, kann 
hier nicht gelten, weil sich diese Bezie-
hungen alle dem System Mensch/Technik 
unterordnen lassen. Der arbeitende 
Mensch mit dem auf ihn bezogenen Maß-
stab muß hierbei aber schon als eigenstän-
diger Untersuchungsgegenstand in der Be-
trachtung enthalten sein. Der Gesetzgeber 
hat dieser Entwicklung Rechnung getra-
gen und verschiedene Gesetze und Vor-
schriften erlassen, die die Anwendung ge-
sicherter arbeitswissenschaftlicher (ein-
schließlich arbeitsmedizinischer und si-
cherheitstechnischer) Erkenntnisse vor-
schreiben. Beispielhaft zu erwähnen sind 
neben dem Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG) die Arbeitsstättenverordnung 
vom 20.3.1975 und die Verordnung über 
gefährliche Arbeitsstoffe vom 8.10.1975 
sowie das Arbeitssicherheitsgesetz vom 
12.12.1973. 
Alle Gesetze beziehungsweise gesetzlichen 
Bestimmungen haben jedoch gemeinsam, 
daß sie keine Festlegung in bezug auf die 
Vorgehensweise der menschengerechten 
Arbeitsgestaltung bei Planungsdurchfüh-
rungen treffen. Aus diesem Grund kön-
nen auch — je nach Absicht, Interessen-
lage oder aus einer gewissen Unkenntnis 
heraus — Interpretationsunterschiede ent-
stehen. Was sind zum Beispiel gesicherte 
wissenschaftliche Erkenntnisse? Wer ent-
scheidet, wo die Grenze zwischen men-
schengerecht und -unwürdig liegt? Die 
wissenschaftliche Forschung auf diesem 
Gebiet ist im vollen Gange (16); es lassen 
sich schon eine ganze Anzahl Ergebnisse 
bei der Planung verwerten. Besonders auf 
dem Gebiet der Umgebungseinflüsse, das 
heißt bei Klima, Beleuchtung, Lärm, 
Gasen, Dämpfen, Staub, Feuchtigkeit, 
Farbe liegen gesicherte Daten vor.4 
Einer Klärung bedarf auch die organisato-
rische Komponente bei der Planung (Pro-
jektplanung, Projektorganisation).5 Zu 
welchem Zeitpunkt sind von wem die ge-
setzlichen Bestimmungen einzubauen; 
wer ist für die Einhaltung verantwortlich? 
Der gute Vorsatz, neben vielen anderen 
Daten auch die arbeitswissenschaftlichen 
Erkenntnisse mit zu verwerten, reicht in 
der Regel nicht aus. Der Gesetzgeber ver-
sucht eine Beeinflussung insofern, als daß 
in den schon zitierten §§ 90 und 91 des 
Betriebsverfassungsgesetzes der Arbeitge-
ber verpflichtet ist, dem Betriebsrat recht-
zeitig vor Planungen Nachricht zu geben, 
damit dieser dann bei offensichtlichem 
Widerspruch angemessene Maßnahmen 
zur Anwendung verlangen kann. 
Neben den §§ 90 und 91 4. Teil Ab-
schnitt 4 sind im Betriebsverfassungsge-
setz weiter Paragraphen enthalten, die die 
Mitbestimmung und Mitwirkung des Ar-
beitnehmers im Betrieb präzisieren.6 
So sind in den §§ 81 bis 86 die Informa-
tionsverpflichtungen des Arbeitgebers ge-
genüber den einzelnen Belegschaftsmit-
gliedern institutionalisiert. Der 3. Ab-
schnitt im 4. Teil behandelt die sozialen 
Angelegenheiten (§§ 87 bis 89). In Ab-
schnitt 5 Personelle Angelegenheiten (§§ 
92 bis 105) werden dem Betriebsrat Be-
teiligungsrechte bei der Aufstellung von 
Auswahlrichtlinien, Beurteilungsgrundsät-
zen und bei der betrieblichen Aus- und 
Weiterbildung eingeräumt.,Der letzte Ab-
schnitt des 4. Teils (§§ 106 bis 113) setzt 
sich mit der Informationspflicht der Ar-
beitgeber gegenüber der Gesamtbeleg-
schaft auseinander. 
Alle zuletzt genannten Paragraphen des 
Betriebsverfassungsgesetzes sollen in Ver-
bindung mit § 90 und 91 dafür sorgen, 
daß die Wünsche und Vorstellungen der 
Arbeitnehmer bereits im Planungsstadium 
Berücksichtigung finden. 
Die Kapitaleigner und ihre Vertreter ha-
ben natürlich ein berechtigtes Interesse, 
mit ihrem eingesetzten Kapital die größte 
wirtschaftliche Effizienz zu erreichen; 
dem gegenüber steht aber das gleichwerti-
ge Argument der Arbeitnehmer, ihre Ar-
beitskraft zur Erreichung dieses Zieles nur 
unter bestmöglichen, das heißt menschen-
gerechten und menschenwürdigen Ar-
beitsbedingungen zur Verfügung zu stel-
len. Dieser Anspruch der Arbeitnehmer, 
begründet aus der unmittelbaren Betrof-
fenheit von den Auswirkungen der beab-
sichtigten Veränderungen, kann nur dann 
konstruktiv und von Dauer sein, wenn 
eine Beteiligung am Planungsprozeß mög-
lich ist. 
Im anschließenden Kapitel wird gezeigt, 
wie eine systematische Suche nach trag-
fähigen Kompromissen zwischen den — 
2) vgl. Jungbluth, A.: Industrielle Arbeitswirt-
schaft; in: Zentralblatt für Arbeitswissenschaft, 
Fachberichte Nr. 2 , April (1962); Anwendung 
der Ergonomie; in: Arbeit u. Leistung, 22. Jg. 
1 9 6 8 - 6 , S. 9 7 - 1 1 6 
Das Arbeitswissenschaftliche Team; in: Der Ar-
beitgeber (1967) 1 9 / 2 0 S . 5 6 1 - 5 6 3 
Arbeitswissenschaftliche Gesichtspunkte für die 
Gestaltung industrieller Anlagen und für den 
Personaleinsatz, Mainz 1964, Werksleitung als 
Steueistelle für arbeitswissenschaftliche Maß-
nahmen; in: Rationalisierung, 7. Jg., 1965 —1, 
S. 1 4 - 16 
3) vgl. Schweres, M.: Die Referate im Zusam-
menhang der Aufgaben des Fachausschusses Ar-
beitswirtschaft; in: Arbeitswirtschaftliche Infor-
mationen der Salzgitter Gruppe, Nov. 1972 
4) Ausführliche Darstellung bei Schulte, B.: 
Der Mensch in der Arbeitswelt; in: REFA-Naeh-
richten 27/1974, Heft 5, S. 3 7 1 - 3 8 4 
5) vgl. hierzu Dreger, W.: PMT — Projekt-Mana-
gement, VDI Sonderdruck aus VDI-Nachrichten 
6) s. hierzu den richtungweisenden Aufsatz von 
A. Jungbluth: Auf die Zukunft geplant. Das 
neue Betriebsverfassungsgesetz aus arbeitswis-
senschaftlicher Sicht; in: Rationalisierung, 2 3 . 
Jg., 1972 - 2, S. 41 - 49 und Doerken, W.: Die 
§§ 90 u. 91 des BetrVG aus Sicht der Arbeits-
wissenschaft; in: REFA-Nachrichten 26 /1973 , 
Heft 4 , S. 2 6 5 - 2 7 1 
durchaus nicht zwangsläufig unterschied-
lichen — Interessenlagen verlaufen kann. 
Notwendige Konsequenzen für beide 
Standpunkte neben der schon erwähn-
ten verantwortlichen Beteiligung am 
Gestaltungsablauf werden hierbei aus 
einem Idealzustand (Sollzustand) abgelei-
tet. 
4. Investitionsplanung und 
Durchführung (Sollzustand) 
Bild 2 zeigt den organisatorischen und in-
haltlichen Ablauf dieser Idealkonzeption. 
Im folgenden werden die einzelnen Sta-
tionen des Ablaufschemas näher erläutert. 
Investitionsbedarf— 
Vorüberlegungen (Stufe 1) 
Bedarfsauslösende Faktoren sind üblicher-
weise Ersatz-, Rationalisierungs- und Er-
weiterungsüberlegungen . 
Ohne jetzt die Investitionsarten um eine 
Humanisierungsvariante — zum Beispiel 
im Bereich der Sozialinvestitionen — er-
weitern zu wollen, sollten jedoch auch 
solche bedarfsauslösenden Faktoren 
gleichwertig neben den oben genannten 
Anlässen stehen und zu Investitionen füh-
ren. Mit einer generellen Regelung, daß je-
der Mitarbeiter Investitionsvorschläge ein-
reichen kann, ist eine organisatorische 
Grundbedingung erfüllt, die es gestattet, 
den arbeitenden Menschen aktiv am Pla-
nungsprozeß zu beteiligen. Das läßt sich 
organisatorisch zum Beispiel mit Hilfe des 
Betrieblichen Vorschlagswesens (BVW) re-
geln. Dort ist es bereits üblich, die Mitar-
beiter durch gezielte Aktionen zu Verbes-
serungsvorschlägen zum Beispiel zum Ar-
beits- und Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz zu veranlassen; dies könnte auf alle 
Ebenen menschengerechter Gestaltung/ 
Organisation der Arbeit ausgedehnt wer-
den. Die Mitarbeit der betroffenen Ar-
beitnehmer und ihrer Vertreter (Vertrau-
ensleute, Betriebsräte) darf sich aber 
nicht nur auf das auslösende Moment 
einer Planung beschränken, sondern sollte 
in allen weiteren Untersuchungs- und Ent-
scheidungsebenen durch Mitwirken, Mit-
bestimmen, Mitgestalten, Mitverantwor-
ten verwirklicht werden. Dafür ist es we-
sentlich, welche Gruppen bei Investitio-
nen an den Führangs- und Ausführungs-
prozessen in welcher Art beteiligt sind. 
Wie in Bild 2 beschrieben, lassen sich fol-
gende vier Gruppen in mittleren und grö-
ßeren Betrieben unterscheiden: 
1) Die Geschäftsführung beziehungsweise 
der Vorstand 
2) Die Planungsspezialisten aus Stabs- und 
anderen Abteilungen (zum Beispiel der 
Arbeitsvorbereitung; Arbeitswirtschaft; 
Fertigungsplanung / Fertigungssteuerung; 
Neubauabteilung; Arbeitssicherheit, Be-
triebsärztlicher Dienst); Ablaufplanung, 
Investitionskontrolle, Betriebswirtschaft 
beziehungsweise aus externen Diensten 
(Unternehmensberater; arbeitsmedizini-
sche und sicherheitstechnische Zentren 
usw.) 
3) Die Vertreter der Arbeitnehmer (Ver-
trauensleute, Betriebsräte) 
4) Die unmittelbar von den Investitions-
auswirkungen betroffenen Arbeitnehmer. 
Die Mitwirkung und Mitbestimmung die-
ser Gruppen hängt entscheidend davon 
ab, welche Modellvorstellungen die Men-
schen- und Unternehmensführung jeweils 
bestimmen; darauf kann an dieser Stelle 
nicht näher eingegangen werden. Es ist 
aber einleuchtend, daß eine wirklich men-
schengerecht gestaltete Arbeit — im Sinne 
der vorher genannten Zielsetzungen — un-
ter einem autokratischen beziehungsweise 
partriarchalischen Führungsstil genau so 
wenig zu verwirklichen ist wie unter 
einem bürokratischen, wo Investitionsent-
scheidungen von den Führenden getroffen 
werden und man die Geführten zu einem 
möglichst späten Zeitpunkt der Investi-
tionsdurchführung informiert, um Unsi-
cherheit und Unruhe zu vermeiden. Selbst 
Ansätze eines kooperativen Führungsstils 
werden so lange nur scheinbar kooperativ 
sein, wie es den Führenden vorrangig um 
den Abbau emotionaler Widerstände bei 
den Geführten geht. Derartige „Aufwei-
chungsmaßnahmen", mit denen die Mit-
arbeiter auf ein vorbestimmtes; von ihnen 
nicht zu beeinflussendes Investitionsziel 
verpflichtet werden (vergleiche Bloch 
(1)), haben mit einem kooperativ-mitbe-
stimmungsgemäßen Führungsstil nichts zu 
tun. 
Voruntersuchung 
Die im § 90 des Betriebsverfassungsgeset-
zes festgelegten Unterrichtungs- und Be-
ratungsrechte wurden schon erwähnt. 
Entscheidend ist dabei, daß die zu Infor-
mierenden nicht vor vollendete Tatsachen 
gestellt werden, sondern daß schon in der 
Investitionsvoruntersuchung (Stufe 2 ) — 
in der Phase der Zielsetzung — neben der 
üblichen technisch-wirtschaftlichen Ra-
tionalität die soziale Angemessenheit der 
Arbeit und der individuelle Gesundheits-
schutz als Zielalternativen berücksichtigt 
werden (vergleiche (5)). Es sollte also ne-
ben der Frage, ob die Investition über-
haupt technisch durchführbar ist und eine 
angemessene (Kosten-)Wirtschaftlichkeit 
erwarten läßt, ebenfalls geklärt sein (zum 
Beispiel in Form einer Nutzwertanalyse), 
ob in den Investitionsalternativen auch 
die Ausführbarkeit, Erträglichkeit und 
Zumutbarkeit der neuen Arbeitsbedin-
gungen für die Arbeitenden gewährleistet 
sind. Erst wenn hier Klarheit herrscht, 
kann die Verfahrenswahl erfolgen. 
Vorprüfung 
Bei der Vorprüfung (Stufe 3) und Ent-
scheidung ist ebenfalls eine Beteiligung 
der Arbeitnehmervertreter sinnvoll, ob-
wohl bei angemessener Berücksichtigung 
der arbeitswissenschaftlichen Komponen-
te in den Entscheidungsunterlagen die 
Konsequenzen klar ersichtlich sein müß-
ten. Der Betriebsrat als Vertreter der Ar-
beitnehmer ist aber weniger der auf Ko-
stensenkung zielenden Rationalisierung 
verpflichtet als einer Humanisierung/De-
mokratisierung der Arbeit gemäß den Be-
dürfnissen und Interessen der Arbeitneh-
mer. Wenn in den geplanten Investitions-
maßnahmen offensichtlich den gesicher-
ten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnis-
sen widersprochen wird, können, wie 
schon im Abschnitt 4 angeführt, nach § 
91 Änderungen zur Abwendung, Milde-
rung oder zum Ausgleich der Belastungen 
verlangt werden. 
In vestitio nsrah menplan 
Die Aufnahme in den Investitionsrahmen-
plan (Stufe 4) bedeutet, daß neben den 
technischen und wirtschaftlichen Argu-
menten für eine Investition die arbeitswis-
senschaftlichen Erkenntnisse bei dem Pro-
jekt angemessen berücksichtigt worden 
sind. 
Hauptuntersuchung 
Über das schon gewonnene Wissen der 
Voruntersuchung hinaus werden nun de-
taillierte Planungsüberlegungen angestellt 
(Stufe 5). Da die Wahl des Verfahrens be-
reits abgeschlossen ist, beginnt nunmehr 
eine umfangreiche Datenerfassung unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen Vor-
schriften und Bestimmungen. Ein mögli-
cher Weg für den Einbau arbeitswissen-
schaftlicher Erkenntnisse besteht in der 
Erarbeitung von Checklisten (Fragelisten, 
Prüflisten), die in aufbereiteter Form ob-
jektivierte Daten über Arbeitsplatz und 
Arbeitsmittel (Umgebung und Umwelt) 
sowie über den Arbeitsablauf (Arbeitsor-
ganisation) für die Praxis bereitstellen.7' 8 
Speziell zur Ausfüllung der Arbeitsstätten-
verordnung sind Prüflisten entwickelt wor-
den, die, aufgegliedert in die vier Teile 1) 
Arbeitsräume, 2) Arbeitsumwelt, 3) Beson-
dere Maßnahmen zum Arbeitsschutz und 
4) Infrastruktur räumlich/sozial, laut Prä-
ambel künftig für eine menschengerechte 
7) vgl. Fürstenberg, F.: Konzeption einer inter-
disziplinär organisierten Arbeitswissenschaft, 
Göttingen 1975 
8) Weitere Vorschläge hierzu von: Doerken, W.: 
Arbeitsgestaltung in den Betriebsprozeß inte-
grieren; in: REFA-Nachrichten 28 /1975 , Heft 
3 , S . 1 4 3 - 1 5 7 . 
Kirchner, J.H.: Praktische Elemente für die Hu-
manisierung der Arbeitswelt — Beitrag der Ar-
beitswissenschaft; in: ZArb.wiss. 1975/4, S. 
1 9 3 - 1 9 8 . 
Schweres, M.: Eine Methode zur Rationalisie-
rung der Arbeitsgestaltung in der WAO, in: 
FB/IE 24/1975, Heft 6, S. 3 5 5 - 3 1 6 
Au$fühf«ngsebene 
Bild 2: Invcstitionsplanungsal»!auf <Soll-Zustand) 
F8 /IE 27/1978 Haft 3 159 
und menschenfreundliche Gestaltung der 
Arbeitsplätze sorgen sollen und in vielen 
Einzelpunkten konkrete, gesicherte ar-
beitswissenschaftliche Erkenntnisse ver-
mitteln. 9 
Es bietet sich geradezu an, noch stärker 
als in der Voruntersuchung in diesem 
konkreten Planungsstadium neben den 
Arbeitnehmervertretern auch die direkt 
Beteiligten zur Unterstützung der Pla-
nungsausführenden heranzuziehen, um 
einen Interessenausgleich zwischen tech-
nischen, ökonomischen und humanitären/ 
sozialen Gesichtspunkten von vornherein 
anzustreben 1 0 (Projektorganisation, pari-
tätische Arbeitskreise). Eine Institutiona-
lisierung stellt am besten sicher, daß von 
Anfang der Hauptuntersuchung an die 
oben erwähnten Personengruppen recht-
zeitig und vollständig beteiligt sind. Rei-
bungsverluste verringern sich so von vorn-
herein über schrittweise Kompromisse 
während des gesamten Planungsablaufes. 
Imiestitionsentscheidung 
Sind die Projekte systematisch nach al-
len Richtungen, das heißt wirtschaftlich, 
technisch und arbeitswissenschaftlich ana-
lysiert und ist die Tragweite der Entschei-
dung durch Kennzahlen, Investitionsrech-
nungen, Vergleichswerte auf jedem Ge-
1 biet deutlich gemacht, kann die Haupt-
prüfung beginnen (Stufe 6). Genau wie 
über die Rentabilität, Produktivität, Li-
quidität, Amortisation, Kapazitätsausnut-
zung oder Verfahrenstechnik exakte Aus-
sagen vorliegen, müssen zum Beispiel Ar-
beitsbedingungen, Sicherheitstechnik, 
Umweltschutz, auftretende Belastungen, 
Arbeitsstrukturen und ähnliches bekannt 
sein (vergleiche zum Beispiel Metzger 
(10), Rühl (15), Steude (19)) bezie-
hungsweise in ihren Auswirkungen fest-
stehen. In Bild 2 ist deshalb auch der Be-
triebsrat aufgeführt, der sich bei der 
Hauptprüfung dazu äußern muß, ob das 
Projekt in diesem Sinne entscheidungsreif 
ist. Nach Beurteilung durch den Betriebs-
rat erfolgt von der Geschäftsleitung die 
Genehmigung der Investition. 
Investitionsprogramm 
Falls im Rahmen einer institutionalisier-
ten Planung der vorher beschriebene Weg 
eingehalten wurde, ist nach der Genehmi-
gung der Weg frei für eine Realisierung 
des Investitionsprojektes unter Berück-
sichtigung der arbeitswissenschaftlichen 
Erfordernisse (Stufe 7). 
Prajektdurchfübrung 
Der Projektleiter, der das bewilligte Pro-
jekt verantwortlich betreut, muß die in 
der Hauptuntersuchung definierten Vor-
gaben einhalten. Die Schwierigkeiten bei 
der Detailplanung und Umsetzung kön-
nen auch hier wiederum in vielen Fällen 
am besten mit den unmittelbar Betroffe-
nen gelöst werden. In einem Iterationsver-
fahren läßt sich so der für alle Seiten opti-
male Ausführungsablauf bei der Projekt-
durchführung (Stufe 8) erreichen. 
5. Beispiele 
Die im letzten Abschnitt entwickelten 
Vorstellungen einer menschengerechten 
Investitionsplanung werden ansatzweise 
in einigen Unternehmen bereits angewen-
det. Im folgenden wird an zwei Beispie-
len erläutert, wie diese Verfahren in der 
Praxis ablaufen. 
In den Stahlwerken Südwestfalen AG wurde ein 
Arbeitskreis Ergonomie gebildet. Dieser Ar-
beitskreis hat die Aufgabe, die durch Fachlitera-
tur, Forschungsaufträge und durch die Mitar-
beit in externen Ausschüssen gewonnenen ergo-
nomischen Erkenntnisse zu diskutieren, zu be-
raten und in die betriebliche Praxis umzusetzen. 
Ebenfalls werden dort die zu erstellenden 
Werksrichtlinien und Normen (26) für ergono-
mische Arbeitsgestaltung beraten und verab-
schiedet. Darüber hinaus sollen bestehende und 
hinzukommende gesetzliche Bestimmungen be-
raten und ihre Durchführung in der Praxis gesi-
chert werden. Vorsitz in diesem Arbeitskreis 
hat ein Vorstandsmitglied der AG. Folgende 
Bereiche beziehungsweise Gremien sind vertre-
ten: Vorstand (Vorsitz), technische Werkslei-
tungen, soziale Werksleitungen, Anlagenwirt-
sehaft, Arbeitsschutz, Arbeitswirtschaften der 
Werke, Aus- und Weiterbildung, werksärztli-
cher Dienst, Vertreter der Betriebsräte der 
Werke. 
Zuständig für alle auftretenden projekt- und ob-
jektbezogenen Aufgaben und für die Beratung 
der Neubauabteilung hinsichtlich der ergonomi-
schen Arbeitsgestaltung (das heißt der spezifi-
schen Bedingungen des Arbeitsplatzes und der 
Arbeitsumgebung) ist die Arbeitswirtschafts-
abteilung in der Hauptverwaltung. Weitere Auf-
gaben sind die Bearbeitung ergonomischer Pro-
bleme, die sich nach der Inbetriebnahme von 
Neubauanlagen in der Regel bis zur Erstellung 
des Abnahmeprotokolls noch ergeben. In einem 
Modell- und Versuchsraum werden die in die-
sem Zusammenhang notwendigen Simulations-
untersuchungen von Arbeitsabläufen und Mo-
delluntersuchungen zur Problemlösung, wie 
zum Beispiel Sichtbedingungen, Standortfragen 
usw. durchgeführt. Die Lösung dieser Probleme 
geschieht in Zusammenarbeit mit dem jeweili-
gen Projektleiter, dem Arbeitsschutz, der ar-
beitsmedizinischen Abteilung, der Arbeitspsy-
chologie und den örtlichen Arbeitswirtschafts-
abteilungen in den Werken. Der Arbeitsschutz 
und der werksärztliche Dienst haben die Feder-
führung bei Kontakten mit den für den Arbeits-
schutz und für die Arbeitsmedizin zuständigen 
außerbetrieblichen Stellen und Ausschüssen, die 
sich aus den jeweils anstehenden Fragen bezie-
hungsweise Projekten ergeben. 
Die in den verschiedenen Werken der Stahlwer-
ke Südwestfalen AG vor Ort eingesetzten Ar-
beitswirtschaf tsabteilungen bearbeiten Ergono-
miefragen einschließlich der erforderlichen 
Meßdatenermittlung und -auswertung an schon 
vorhandenen Einrichtungen. Außerdem dienen 
diese Abteilungen als Anlaufstelle für Fragen 
der ergonomischen Arbeitsgestaltung den Be-
triebsabteilungen, dem Betriebsrat, den Beleg-
schaftsmitglieder, dem Werksarzt und dem Ar-
beitsschutz. 
Ebenfalls auf Werksebene werden zur Beratung 
und Unterrichtung der Werksabteilungen Ergo-















I nvest itionsausschuß 
Bild 3: Investitions-
ablauf Stahlwerke 
Peine-Salzgitter AG Vertrags- und 
Ausführungsphase (27) 
und indirekt beteiligten Stellen über die Maß-
nahmen der ergonomischen Arbeitsgestaltung 
an Neubaumaßnahmen und an vorhandenen 
Einrichtungen informiert beziehungsweise be-
raten werden. Diese Arbeitskreise stehen unter 
Vorsitz der sozialen Werksleitung. 
An Investitionsarbeitsausschußsitzungen und 
Fachbesprechungen nehmen Vertreter der Ar-
beitswirtschaftsabteilung aus Hauptverwaltung 
und Werk beratend und informierend teil. 
Bei den Stahlwerken Peine-Salzgitter AG ist 
ebenfalls eine Fachabteilung Ergonomie ge-
schaffen worden. Die dort gesammelten und 
aufbereiteten wissenschaftlichen Erkenntnisse 
können bei Bedarf zum Beispiel von den Werks-
abteilungen, dem Betriebsrat, von Mitarbeitern 
direkt und von anderen Stellen des Unterneh-
mens angefordert werden. Investitionen durch-
laufen einen Investitionsausschuß, in dem auch 
ein Vertreter der Abteilung Ergonomie sitzt. 
Im einzelnen ergibt sich für einen Investitions-
antrag der in Bild 3 gezeigte Ablauf. 
In der gesamten Planungsphase steht ein Ergo-
nomiefachmann den übrigen Planungsfachleu-
ten beratend zur Seite (27). 
D i e Betrachtung über d e n j e t z igen S t a n d 
der Verwirk l i chung e ines arbeitsorientier-
t e n A n s a t z e s der Inves t i t ionsplanung wird 
eher vervol ls tändigt , w e n n d a n e b e n auch 
d ie Verfahrensweise in soz ia l i s t i schen 
S taa ten als Verg le ich h e r a n g e z o g e n wird , 
hier beschränkt auf die in der D D R prak-
t iz ierten I n v e s t i t i o n s m e t h o d e n . 
Schon seit einigen Jahren wird dort neben einer 
gebrauchseigenschafts- und kostenorientierten 
Betrachtungsweise (Gebrauchswert-Kosten-Ana-
9) vgl. hierzu Kirchner, Rohmert: Ergonomi-
sche Leitregeln zur menschengerechten Arbeits-
gestaltung. Katalog arbeitswissenschaftlicher 
Richdinien über die menschengerechte Gestal-
tung der Arbeit (BVG § 90 , 91) , München und 
Wien 1974 
10) Hahn, H.R.: Menschengerechte Arbeitsge-
staltung und Investitionsplanungi in: Die 















Zielstellung und Grundsätze zur Berücksichtigung arbeits-
wissenschaftlicher Anforderungen 
Berücksichtigung der allgemeinen arbeitswissenschaftlichen 
Anforderungsbilder 
Ausarbeitung der Dokumentation zur Investitionsvorentschei-
dung 
technologisch, bautechnischer, ökonomischer, organisatori-
scher, projektspezifischer Anforderungsteil 
Verpflichtung der Auftragnehmer zur Umsetzung des projekt-
spezifischen Anforderungsbildes 
Detailbezogene Umsetzung der projektspezifischen Anforde-
rungsbilder. Anwendung von Typenlösungen In der WAO 
Bild 4: Einsatz der WAO bei Investitionsvorbereitung und -durch-
ffihrung in der DDR (28) 
lyse — GKA) unter dem Begriff „Wissenschaftli-
che Arbeitsorganisation" (WAO) eine Methode 
praktiziert, die „sozialistische Arbeitsbedingun-
gen", das heißt dem Menschen angemessene 
und gesellschaftlich vertretbare Arbeitsbedin-
gungen auch bei neu zu errichtenden oder zu 
modernisierenden Produktionsanlagen gewähr-
leisten soll (24, 25 , 28 , 29). Mit Nachdruck wird 
auf eine umfassende Berücksichtigung arbeits-
wissenschaftlicher Erkenntnisse zur menschen-
gerechten Gestaltung der Arbeit gedrängt, auch 
und vor allem von staatlichen Instanzen. Am 
Zentralen Forschungsinstitut Dresden wird hier-
zu eine Richdinie erarbeitet, bei der diese Pro-
bleme für die Investirionsvorbereitung und 
-durchführung vorrangige Beachtung finden. 
GKA und WAO gehören gleichermaßen zur so-
genannten sozialistischen Rationalisierung, wo-
bei die GKA mit ihrer funktionsorientierten Be-
trachtungsweise in Analogie zu der in der Bun-
desrepublik praktizierten Wertanalyse steht. Die 
Forderungen der WAO werden in der Aufgaben-
stellung für Investitionsvorbereitung durch pro-
jektspezifische Kennziffern berücksichtigt, die 
jeweils abgeleitet sind aus Sollwerten der gesetz-
lichen Bestimmungen, aus Erfahrungswerten 
oder aus Bestwerten bereits ausgeführter indu-
striezweigtypischer Investitionsvorhaben. Dem 
Planer stehen Anforderungsbilder zur Verfü-
gung, in denen alle arbeitswissenschafdichen 
Forderungen zusammengefaßt sind. Eine Steige-
rung der Informationsdichte wird durch Typen-
lösungen erzielt, die aus vielen Anforderungs-
bildern gleichartiger Erzeugnisse, Arbeitsplätze 
und Prozeßbereiche abgeleitet sind und umfas-
sende arbeitswissenschaftliche Einzelerkenntnis-
se enthalten. Die Einarbeitung dieser arbeits-
wissenschafdichen Anforderungen bei der Inve-
stitionsvorbereitung zeigt Bild 4 . (28) 
Sicherlich lassen sich aus den hier kurz angedeu-
teten Methoden auch Hinweise für die Arbeit in 
der Bundesrepublik entwickeln. Die Umset-
zungsmöglichkeiten in die Praxis sind aufgrund 
der strukturellen Unterschiede auf unsere Ver-
hältnisse nicht zu übertragen, weil staatliche 
Eingriffe in Planung und Steuerung von Wirt-
schaftsprozessen in zentral gelenkten Wirt-
schaften ungleich stärker ausgeprägt sind. Das 
sollte aber nicht daran hindern, die arbeits-
wissenschaftlichen Ansätze auf mögliche An-
wendungen zu untersuchen. 
6. Entwicklungsmöglichkeiten 
Der beschriebene Anpassungs- und Um-
setzungsprozeß im Ablauf einer Investi-
tionsplanung führt sicherlich nicht kurz-
fristig zu einer humaneren Arbeitswelt, 
sondern ist nur ein notwendiger Schritt 
dorthin. Parallel dazu werden die in die-
sem Aufsatz nicht weiter spezifizierten 
Größen einer technischen Investitionspla-
nung, wie zum Beispiel zukünftige Ent-
wicklung hinsichtlich der Fertigungsver-
fahren und Produktionstechniken, kon-
struktive Änderungen und Automatisie-
rungstendenzen, mindestens in gleichem 
Maße wie bisher Berücksichtigung bei In-
vestitionsüberlegungen finden. Ein ge-
meinsamer Ansatzpunkt zwischen diesen 
beiden Betrachtungsweisen — unter vielen 
anderen — ist die Personalplanung und 
-führung (vergleiche die Vorstellungen der 
IG Metall zur Planung allgemein und spe-
ziell zur Personalplanung (8)). Die neuen 
Produktionsverfahren führen zu geänder-
ten Anforderungen an die Arbeitnehmer, 
erfordern damit andere Arbeitsqualifika-
tionen, die eventuell betriebliche Um-
oder Freisetzungen sowie Fort- oder Wei-
terbildungsmaßnahmen für Mitarbeiter 
auslösen. Hier beginnt die arbeitswissen-
schaftlich begründete Personalplanung 
und -führung mit dem Ziel, human-soziale 
und gesellschaftliche Spannungen voraus-
zusehen und aufzufangen. In der mittel-
fristigen Planungsphase (Hauptuntersu-
chung) kann die Mehrzahl der auftreten-
den Personalp roblcmc durch überlegte 
Disposition weitgehend beseitigt werden, 
wenn Eignung und Einsatz, Sozialpsycho-
logie bei der Gruppenbildung und andere 
personelle Gesichtspunkte Berücksichti-
gung finden. Improvisationen, die im Ein-
zelfall zu sozialen Härten führen, sind 
weitgehend ausgeschaltet. Weitere kausale 
Zusammenhänge bestehen in den Fragen 
der Arbeitsstrukturierung und Motiva-
tion. Die Erweiterung des menschlichen 
Handlungsspielraumes und Tätigkeitsbe-
reiches mit Hilfe bestimmter Formen des 
Arbeitswechsels (Job Rotation) und der 
Aufgabenerweiterung (Job Enlargement) 
(21) und/oder einer Entscheidungs- und 
Kontrollspielraumbereicherung (Job En-
richment) beeinflussen über die Arbeits-
organisation, Arbeitsplatzgestaltung und 
die Arbeitsbedingungen ganz entschei-
dend auch die Wahl des Fertigungsverfah-
rens und umgekehrt. 1 2 Wenn der Arbeits-
inhalt so weit wie möglich den Fähigkei-
ten und Wünschen des einzelnen Mitarbei-
ters angepaßt werden soll, können Kom-
promisse zwischen der Wahl des Ferti-
gungsverfahrens und der Handlungsspiel-
raumerweiterung nicht ausbleiben. Des-
halb wird im Soll-Ablauf der Investitions-
planung auch immer die Beteiligung der 
direkt betroffenen Arbeitnehmer gefor-
dert. Aussagen über die vermeintlichen 
Auswirkungen in ihrem Arbeitsgebiet bei 
Durchsetzung eines Projektes sind unab-
hängig vom Biklungsstand der Befragten 
immer zu erhalten und können wertvolle 
Hinweise auf noch nicht erkannte Pro-
bleme an dem betrachteten Arbeitsplatz 
geben. Stark diskutiert in diesem Zusam-
menhang wird auch die Motivationsfor-
schung: Der Mitarbeiter soll aus eigener 
Initiative heraus aktiv werden. Vorausset-
zung ist, die Arbeit so zu gestalten, daß 
sie Erfolgserlebnisse, Anerkennung, Ver-
antwortlichkeit und Aufstiegschancen 
bietet; in Korrelation dazu stehen die in-
dividuelle Arbeitsleistung und Arbeitszu-
friedenheit (13). 
7. Zusammenfassung 
Alle angesprochenen Möglichkeiten einer 
menschengerechten Investitionsplanung 
lassen sich in vollem Umfang nur dann 
verwirklichen, wenn die Beteiligung der 
Arbeitnehmer und ihrer Verteter organi-
satorisch festgelegt und institutionalisiert 
ist. Über genau definierte Aufgabenstel-
11) Ausführlich beschrieben von Rittmüller, 
Storm: WAO in der Projektierung. Voranset-
zung für die Schaffung sozialistischer Produk-
tionsstätten; in: Sozialistische Arbeitswissen-
schaft, 19. Jg., Heft 6 
12) Ergänzend hierzu Weil, R. : Veränderung 
der Arbeitswelt durch neue Führungs-, Organi-
sations- und Arbeitsstrukturen; in: REFA-
Nachrichten 20/1976, Heft 3 , S. 1 3 1 - 1 4 4 , und 
Ulich, E.: Neue Formen der Arbeitsstrukturie-
rung; in: Fortschrittliche Betriebsführung 2 3 / 
1974, Heft 3, S. 1 8 7 - 1 9 6 
lungen innerhalb dieser Organisation las-
sen sich dann auch schwerpunktmäßig 
für zukünftige Projekte Erfahrungen und 
Erkenntnisse sammeln, die im Gesamt-
prozeß der Verwirklichung der oben ge-
nannten Ziele dienen. 
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geordnet, die ihrerseits nochmals zusammenfassend kommentiert werden. 
Beuth Verlag GmbH 
Burggrafenstraße 4-7,1000 Berlin 30 
Kamekestraße 2-8, 5000 Köln 1 
